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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung beruht auf einem im Sommer 1995 dem 
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legung aktualisiert wurde. Die Durchsicht des Manuskripts übernahm mein 
Vater, Herr Rektor i.R. Günther Ronellenfitsch. Mein besonderer Dank gilt 
Frau Ingeborg Cremer, die die mühevolle Durchsicht der Korrekturen auf 
sich nahm. Schließlich danke ich Herrn Dr. Wolfgang März für die redaktio-
nelle Betreuung dieser Schrift. 

Tübingen, im März 1996 Michael Ronelle'!fitsch 
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A. Einführung 

I. Ausgangssituation 

1. Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur im Beitrittsgebiet 

a) Notwendigkeit von Verkehrsvorhaben 

Im Zeitpunkt des Beitritts der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mem, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Berlin (Ost) zur Bundes-
republik Deutschland befand sich das Verkehrswesen auf dem Gebiet der frü-
heren DDR, namentlich das Straßenwesen, in einem desolaten Zustand l • 

Das Autobahnnetz der DDR war, abgesehen von den Neubaustrecken Ber-
Iin - Rostock, Leipzig - Dresden und vom Lückenschluß des Berliner Rings, 
seit 1945 weitgehend unverändert geblieben. Insgesamt existierten 1.865 km 
Autobahnstrecke, wobei die durchschnittliche Gesamtfahrbahnbreite 15,6 m 
betrug. Nur 18% der Gesamtlänge der Richtungsfahrbahnen waren mit Stand-
streifen versehen. Auf über 70% der Mittelstreifen fehlten Schutzplanken. 
Lännschutzeinrichtungen waren nirgendwo vorhanden2• Der Erhaltungs-
zustand der Straßen war obendrein äußerst schlecht. 46% der Autobahnftä-
ehen verdienten die Zustandsnoten III und IV. Diesen Schadensklassen waren 
auch 12% der Autobahnbrücken zuzuordnen, von denen 83% aus Zementstra-
ßen mit einer Nutzungsdauer von 40 bis 50 Jahren bestanden3• 

Nach der Wiedervereinigung wurden die bestehenden Fernstraßen und Au-
tobahnen im Beitrittsgebiet in das vorhandene Straßensystem der Bundes-
republik als Bundesstraßen und Bundesautobahnen übernommen4• 

Hierbei stand von vornherein fest, daß sich mit den vorhandenen Straßen 
in qualitativer und quantitativer Hinsicht der bestehende und erst recht der 

1 Vgl. Ronelle'!fitsch, Der Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Planungen für 
Verkehrswege in den neuen Ländern sowie im Land Berlin, DVBI. 1991,920 ff. (923 ff.). 

2 Vgl. Schmuck, Nachholbedarf für die Verkehrs infrastruktur auf dem Gebiet der ehema-
ligen DDR - Verkehrsträger Straße, Straße und Autobahn 1990, 531 ff. (531, 534). 

J Vgl. Pfeife,., Betonstraßen in der DDR, Straße und Autobahn, 1990, 142 ff.; Roßherg, 
Der Zustand des Straßennetzes der ehemaligen DDR und dessen Ursachen, Straße und 
Autobahn 1991, 264 ff. 

4 Anlage 1, Kapitel XI, Sachgebiet F, Abschnitt 1Il Nr. I EV. 
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prognostizierteS Straßenverkehr nicht mehr bewältigen ließen. Netzerwei-
ternde Straßenneubauten waren daher unumgänglich6• Auch mußte aus ver-
fassungsrechtlichen Gesichtspunkten (Art. 72 Abs. 2 Nr. 3; Art 106 Abs. 3 
Satz 5 Nr. 2 GG) auf ein mit den alten Bundesländern vergleichbares 
Straßennetz hingearbeitet werden. 

b) Durc~rührung von Verkehrsvorhahen 

Die Konzeption der Bundesregierung zur Verbesserung der Verkehrsinfra-
struktur im Beitrittsgebiet umfaßte als Sofortmaßnahme das Programm "Lük-
kenschlüsse und dringend notwendige Netzverbesserungen"7, die Beschleuni-
gung der Verkehrswegeplanung durch eine Verbesserung des Planungsrechts8 

und die auf bestimmte Vorhaben bezogene "Verkehrspolitik Deutsche Ein-
heit"9. 

In Umsetzung der erwähnten Konzeption der Bundesregierung wie auch 
generell zur Verbesserung der Verkehrs infrastruktur in den neuen Bundes-
ländern begannen umfangreiche Straßenbaumaßnahmen, wobei Gemeinde-
und Landstraßen, vor allem aber Bundesstraßen und Autobahnen, erweitert 
(insbesondere verbreitert), verlegt, aber auch neutrassiert und ergänzt wur-
den 10. 

5 Vgl. Senatsvetwaltung für Arbeit, Verkehr und Betriebe (Hrsg.), Verkehrsentwick-
lungsplan für die Region Berlin. I. Zwischenbericht des Provisorischen Regional-
ausschusses, Arbeitsgruppe Verkehr vom Oktober 1990. 

• Vgl. auch Voigt, Situation in Straßenverkehr und Straßenforschung in der DDR, Straße 
und Autobahn 1990, 183 ff. 

7 Vgl. Huber, Verkehrswegeplanung im Licht der Deutschen Einheit, Straße und Auto-
bahn 1991, 5 fT. (9 f.); Lohrberg, Ausgangssituation für den Straßenbau in Ostdeutschland, 
Straße und Autobahn 1991, 329 ff. 

K Gesetz zur Beschleunigung der Planungen für Verkehrswege in den neuen Ländern so-
wie im Land Berlin (Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz) vom 18.12.1991 
(BGBI. I S. 2174). 

9 V gl. Der Verkehrsminister teilt mit: Bundesverkehrsminister Krause gibt Startschuß für 
"Verkehrspolitik Deutsche Einheit", Januar 1991; hierzu auch Ronelle'1fitsch, Beschleuni-
gungsgesetz - Investitionsmaßnahmegesetze - Die Beschleunigung von Verkehrsprojekten, 
in: Blümel (Hrsg.), Verkehrswegeplanung in Deutschland (Speyerer Forschungsberichte 
105),3. Aufl. 1993, S. 107 ff. (143 ff.). 

10 Quelle: 37 Projekte. 
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c) Auswirkungen auf Energiefortleitungen 

Im Zuge der erwähnten Straßenbaumaßnahmen mußten und müssen bereits 
bestehende Energieversorgungsleitungen - regelmäßig mit erheblichem Ko-
stenaufwand - entfernt und neu verlegt werden. Wer letztlich für diese Ko-
sten aufzukommen hat, war von Anfang an zwischen den Straßenbauverwal-
tungen und der Versorgungswirtschaft streitiglI. 

Um die für die Infrastruktur des Beitrittsgebiets vitalen Voraussetzungen 
auf dem Verkehrssektor unverzüglich zu schaffen, sollte jedoch mit Planung 
und Bau der Verkehrsprojekte möglichst rasch begonnen werden. Die Stra-
ßenbaumaßnahmen einschließlich der dadurch erforderlichen Veränderungen 
und Entfernungen der Energieversorgungsleitungen wurden daher unbescha-
det der Kontroverse über die Kostenverteilung auf der Grundlage der beste-
henden rechtlichen Regelungen in Angriff genommen. 

2. Rechtsgrundlagen 

a) DDR-Recht in der Zeit bis zum 3.10.1990 

Die Energiewirtschaft der DDR diente als wichtiger Teilbereich der Plan-
wirtschaft der Deckung des Energiebedarfs der Bevölkerung und der Wirt-
schaft in den Bereichen Elektroenergie, Gas- und Wärmeenergie sowie im 
Bereich fester Brennstoffe. Inhaltlich umfaßte sie die Gewinnung, Aufberei-
tung, Erzeugung, Umwandlung und Speicherung der hierfür erforderlichen 
Energie. Die Energiewirtschaft war dergestalt organisiert, daß das Ministeri-
um für Kohle und Energie als zentrales Leitungsorgan fungierte, während auf 
der Vollzugsebene die Energieversorgung von 24 Kombinaten und drei ope-
rativen Steuerungsorganen vorgenommen wurdel2 • Dabei waren die Energie-
kombinate 13 die ausschließlichen Versorger mit leitungsgebundenen Energie-
trägern. 

Dementsprechend beziehen sich die DDR-Vorschriften, welche die Mitbe-
nutzung von Grundstücken, Bauwerken und Straßen für Energiefortleitungs-
anlagen regelten, auf die Energiekombinate bzw. Energieversorgungsunter-
nehmen. 

11 Hierzu unter B.rn.3. 
12 Vgl. Gerherding, Das Energierecht der DDR, RdE 1990,70 ff. 
n Umbenannt in "Energieversorgungsunternehmen" durch § 2 Abs. 4 Nr. 7 der Verord-

nung über die Änderung oder Aufhebung von Rechtsvorschriften von 28.6.1990 (GBI. I 
Nr. 38 S. 509). 


